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§35
Grundsätze der Einnahmebeschaffung

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen 
Vorschriften.

(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Einnahmen

1. aus Steuern,
2. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten 

für die von ihr erbrachten Leistungen einschließlich der
3. Abführungen erwerbswirtschaftlich tätiger Eigenbetriebe 

der Gemeinden,
4. aus Bußgeldern, die von der Gemeinde bei Nichteinhal­

tung von Umweltbestimmungen erhoben werden können,
zu beschaffen.

(3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn eine 
andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich 
unzweckmäßig wäre.

§36
Haushaltssatzung

(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haus­
haltssatzung zu erlassen. Die Haushaltssatzung kann für zwei 
Haushaltsjahre, getrennt nach Jahren, erlassen werden.

(2) Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzung
1. des Haushaltsplanes unter Angabe des Gesamtbetrages

a) der Einnahmen und der Ausgaben des Haushaltsjah­
res,

b) der vorgesehenen Kreditaufnahmen (Kreditermächti­
gung),

c) der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von 
Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Aus­
gaben für Investitionen und Investitionsförderungs­
maßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen),

2. des Höchstbetrages der Kassenkredite,
3. der Steuersätze, die für jedes Haushaltsjahr festzusetzen 

sind.
Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die sich auf die 
Einnahmen und Ausgaben und den Stellenplan für das Haus­
haltsjahr beziehen.

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushalts­
jahres in Kraft und gilt für das Haushaltsjahr. Sie kann 
Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, 
enthalten.

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit durch Gesetz 
oder andere Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist.

§37
Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich

1. eingehenden Einnahmen,
2. zu leistenden Ausgaben,
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

Die Vorschriften über die Einnahmen, Ausgaben und Ver­
pflichtungsermächtigungen der Sondervermögen der Gemein­
den bleiben unberührt.

(2) Der Haushaltsplan ist in einen Verwaltungshaushalt 
und einen Vermögenshaushalt zu gliedern. Der Stellenplan 
für die Bediensteten der Gemeinde ist Anlage des Haushalts­
planes.

(3) Der Haushaltsplan ist nach Maßgabe dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
für die Führung der Haushaltswirtschaft verbindlich. An­
sprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn 
weder begründet noch aufgehoben.

§38
Erlaß der Haushaltssatzung

(1) Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist von der 
Gemeindevertretung in öffentlicher Sitzung zu beraten und 
zu beschließen.

(2) Die von der Gemeindevertretung beschlossene Haus­
haltssatzung ist mit ihren Anlagen der Rechtsaufsichtsbe­
hörde vorzulegen. Die Vorlage soll spätestens einen Monat vor 
Beginn des Haushaltsjahres erfolgen.

(3) Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Haushalts­
satzung ist auf die in der Regel auf sieben Tage befristete 
öffenliche Auslegung des Haushaltsplanes hinzuweisen. Ent­
hält die Haushaltssatzung genehmigungspflichtige Teile, kann ‘ 
sie erst nach Genehmigung öffentlich bekanntgemacht wer­
den.

§39
Nachtragssatzung

(1) Die Haushaltssatzung kann nur bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres durch Nachtragssatzung geändert werden. 
Für die Nachtragssatzung gelten die Vorschriften der Haus­
haltssatzung sinngemäß.

(2) Die Gemeindevertretung hat unverzüglich eine Nach­
tragssatzung zu erlassen, wenn

1. sich zeigt, daß trotz Nutzung jeder Sparmöglichkeit ein 
erheblicher Fehlbetrag entstehen wird,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Ausgaben bei 
einzelnen Haushaltsstellen in einem im Verhältnis zu 
den Gesamtausgaben des Haushaltsplanes erheblichen 
Umfang geleistet werden müssen,

3. Ausgaben des Vermögenshaushaltes für bisher nicht ver­
anschlagte Investitionen geleistet werden sollen,

4. Bedienstete eingestellt oder in eine höhere Vergütungs­
oder Lohngruppe eingestuft werden sollen und der Stel­
lenplan die entsprechenden Stellen nicht enthält.

(3) Absatz 2 Ziff. 2 bis 4 findet keine Anwendung auf
1. geringfügige Baumaßnahmen sowie unabweisbare In­

standsetzungen an Bauten und Anlagen, soweit die Aus­
gaben dafür nicht erheblich sind,

2. Abweichungen vom Stellenplan und höhere Personalaus­
gaben, die sich unmittelbar aus einer Änderung des Ta­
rifrechts ergeben.

§40
Vorläufige Haushaltsdurchführung

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht erlassen, so darf die Gemeinde

1. Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich ver­
pflichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger 
Aufgaben unaufschiebbar sind; sie darf insbesondere 
Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen des Ver­
mögenshaushaltes, für die im Haushaltsplan eines Vor­
jahres Beträge vorgesehen waren, fortsetzen,

2. Abgaben vorläufig nach den Sätzen des Vorjahres er­
heben.

(2) Reichen die Deckungsmittel für die Fortsetzung der 
Bauten, der Beschaffungen und der sonstigen Leistungen des 
Vermögenshaushaltes nach § 40 Absatz 1 Ziff. 1 nicht aus, so 
darf die Gemeinde mit Genehmigung der Rechtsaufsichtsbe­
hörde Kredite bis zu einem Viertel der in der Haushaltssat­
zung des Vorjahres festgesetzten Kredite aufnehmen. § 44 
Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Der Haushaltsplan des Vorjahres gilt weiter, bis die 
Haushaltssatzung für das neue Jahr erlassen ist.

§41
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind 
nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung


